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Eine Bilanz
Die Bilanz des Europäischen Rates zeigt für 1981 bekannte Erscheinungs-
bilder. Die — nach Griechenlands Beitritt 1981 - zehn Staats- und Regierungs-
chefs der EG-Mitgliedstaaten berieten fast alle zentralen Themen europäischer
Politik: die Tagesordung ihrer drei Tagungen umfaßte die wirtschaftliche und
soziale Lage in der Gemeinschaft, spezifische EG-Probleme - u.a. Landwirt-
schaftspolitik, Süderweiterung und Haushalt —, die eurostrategischen Ver-
handlungen, die Krise um Polen, Afghanistan und andere außenpolitische
Probleme. Der im Gründungsbeschluß des Europäischen Rats selbst gesetzte
Anspruch, „die Entwicklung und den Gesamtzusammenhang der Tätigkeiten
der Gemeinschaften und der Arbeiten der EPZ" (Europäische Politische
Zusammenarbeit) zu gewährleisten1, wurde auf den drei Tagungen höchst un-
terschiedlichen Charakters nur begrenzt erfüllt.

Die erste Sitzung des Europäischen Rats am 23. und 24. März in Maastricht
war durch Unmut einiger Teilnehmer über ungelöste Detailprobleme der Ge-
meinschaft gekennzeichnet. Weder zur Fischerei- und Stahlpolitik noch zum
Sitz der EG-Organe konnten befriedigende Übereinkünfte erzielt werden.
Demgegenüber hat der „Geist von Luxemburg", wo die zweite Sitzung des Eu-
ropäischen Rates am 29. und 30. Juni stattfand, der Gemeinschaft „neue Kraft"
gegeben2, die wesentlich aus der konstruktiven Haltung des neuen französi-
schen Staatspräsidenten Francois Mitterrand gespeist wurde. Stand das zweite
Zusammentreffen im Zeichen globaler Aussprachen, so übernahmen die
Staats- und Regierungschefs auf ihrer Sitzung am 26. und 27. November in
London eine direkte Rolle für die Gemeinschaft, als sie über zentrale Punkte
der EG-Agrarpolitik und des Gemeinschaftsbudgets im Detail verhandelten.
Die von ihnen erzielten Fortschritte reichten aber nicht aus, um 1981 oder in
den ersten Monaten 1982 zu einer abschließenden Beschlußfassung zu kom-
men. Die deutsch-italienische Initiative zur Fortentwicklung der Europäischen
Gemeinschaft zur Europäischen Union3 und das französische Europamemo-
randum4 konnten nicht mehr aufgegriffen werden.

Waren die konkreten Ergebnisse des Europäischen Rats in Fragen der Ge-
meinschaftspolitik angesichts der anstehenden Probleme 1981 begrenzt, so
überrascht, daß trotzdem in bedeutsamen Vorschlägen zur institutionellen
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Weiterentwicklung die Rolle des Europäischen Rats unterstrichen wird. Nicht
einheitlich war jedoch die Stoßrichtung dieser Initiativen: von der Minderheits-
meinung „Abschaffung" — so der Vorsitzende der sozialistischen Fraktion im
Europäischen Parlament — über „Vergemeinschaftung" als Ministerrat beson-
derer Qualität — so die Europäische Volkspartei — bis zur Heraushebung als
politisches Lenkungsorgan der EG und der EPZ — so die deutsch-italienische
Initiative - reichen die Vorstellungen.

In der personellen Besetzung des Europäischen Rats traten 1981 mehrere
wesentliche Veränderungen ein. Mit der Abwahl von Giscard d'Estaing schied
einer der beiden Gründungsväter aus, der im Gespann mit Bundeskanzler
Schmidt die Arbeit des Europäischen Rats wesentlich geprägt hatte. Überein-
stimmungen und Gegensätze beider Politiker hatten in den ersten fünf Jahren
von 1975 bis 1980 zentrale Entscheidungen des Europäischen Rats — insbeson-
dere die Gründung des EWS — bedingt. Wenn Präsident Mitterrand auch eine
veränderte wirtschaftspolitische Grundlinie vertrat, so waren die direkten Aus-
wirkungen auf die Funktionsweise des Europäischen Rats zumindest 1981
kaum merklich. Der neue griechische Ministerpräsident Papandreou stellte
Forderungen nach einem besonderen Status für Griechenland, mit dem sich der
Europäische Rat vielleicht noch 1982 beschäftigen wird. Bei diesen und den an-
deren neuen Mitgliedern des Gremiums bewies der Europäische Rat seine
Nützlichkeit als Ort für einen informellen und vertraulichen Meinungs- und In-
formationsaustausch — eine Funktion, die von einigen Regierungschefs immer
wieder gegenüber der Kritik an unzureichender Weiterentwicklung europapoli-
tischer Leitbilder und an mangelnden Beschlüssen in Gemeinschaftsfragen be-
tont wurde5.

Die drei Tagungen des Europäischen Rats 1981

Maastricht 23724. März

Die erste Tagung des Europäischen Rats 1981, die von dem niederländischen
Premierminister Van Agt geleitet wurde, stand im Zeichen einer ungünstigen
Terminlage. Die bevorstehende Wahl zum Amt des französischen Staatspräsi-
denten verursachte Zurückhaltung bei Problemen, deren Lösung über die
nächsten Monate hinausging. Zu den anstehenden Gemeinschaftsproblemen
wollten die Regierungschefs zunächst den Bericht der EG-Kommission zum
Mandat vom 30. Mai 1980 abwarten, ohne dessen Vorschläge zur Agrarpolitik
und zur Gemeinschaftsfinanzierung die Regierungschefs ihre bekannten Auf-
fassungsunterschiede nicht erneut darzulegen gedachten. Der Anfang 1981 er-
folgte Wechsel im Amt des US-Präsidenten ließ schließlich eine vorsichtige
Haltung in internationalen Fragen, insbesondere im Hinblick auf die im Juni
1980 vom Europäischen Rat beschlossenen Nah-Ost-Initiative6 zweckmäßig er-
scheinen.

Die vom Europäischen Rat in Maastricht angenommenen Erklärungen7 zu
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internationalen Fragen wiederholten dann auch weitgehend bekannte Positio-
nen zu Afghanistan („Rückzug der ausländischen Truppen"), zu Polen — „jede
(im Gegensatz zur strikten Anwendung der Charta der Vereinigten Nationen
und den Grundsätzen der KSZE-Schlußakte stehende) Haltung würde sehr
ernste Folgen für die Zukunft der internationalen Beziehungen in Europa und
in der Welt haben" —, zum Nahen Osten (Entgegennahme des Zwischenbe-
richts des niederländischen Außenministers zur Nah-Ost-Mission) und zum
Libanon (Unterstützung des Mandats der UNIFIL-Friedenstruppe). Im ver-
traulichen Meinungsaustausch am „Kamin" — ohne die Außenminister — dis-
kutierten die zehn Regierungschefs insbesondere die Rüstungsbegrenzung bei
den euro-strategischen Waffen in Europa.

Im Zentrum der Beratungen stand die wirtschaftliche und soziale Lage der
Gemeinschaft, bei der eine Reihe von Detailproblemen kontrovers war. In der
Frage der Fischereiordnung innerhalb der Gemeinschaftszone blockierten sich
französische und britische Positionen bezüglich der nationalen Nutzungszonen
und Fangquoten — mit dem Resultat, daß auch ein ausgehandeltes Abkommen
mit Kanada, das für die deutschen Hochseefischer innerhalb eines möglichen
Fangtermins von großer Bedeutung war, nicht unterzeichnet werden konnte.
Deutsche Interessen, die nicht unmittelbar mit der französisch-britischen Kon-
troverse in Verbindung standen, wurden so Opfer dieser Gegensätze. Bundes-
kanzler Schmidt drückte seine tiefe Enttäuschung darüber aus, daß diese Frage
nicht gemäß der Vereinbarung des Ministerrats vom 30. Mai 1980 bis Ende
1980 gelöst worden war. In der Sitzung wies er darauf hin, daß in der Europäi-
schen Gemeinschaft bisher Gentlemen's Agreements eingehalten worden sei-
en8. Schmidt griff insbesondere die seiner Meinung nach unnachgiebige Posi-
tion der britischen Premierministerin an. Auch bei der Stahlpolitik, einem wei-
teren Tätigkeitsbereich der Gemeinschaft, äußerte Schmidt nachhaltig deut-
sche Sorgen. In Anbetracht der Subventionspraxis anderer EG-Staaten drohte
der Bundeskanzler mit Einfuhrabgaben oder Quoten für subventionierten
Stahl aus anderen EG-Staaten.

Beide Problembereiche wurden vom Europäischen Rat mit generellen Ziel-
vorgaben an die entsprechenden Ministerräte weitergeleitet, wobei der Fische-
reirat kurzfristig einberufen wurde, ohne daß er aber bei dieser Gelegenheit die
unterschiedlichen Positionen überbrückt hätte. Die aus seiner Sicht unfaire Be-
nachteiligung deutscher Interessen nahm Schmidt auch zum Anlaß, eine Be-
grenzung der deutschen Nettozahlerposition beim EG-Budget zu verlangen.
Die Regierungschefs erörterten ebenfalls die Gemeinsame Agrarpolitik. Dem
Agrarrat gab der Europäische Rat den Auftrag „bis zum 1. April 1981 eine
Einigung über die Agrarpreise und Einsparungen zu erzielen". Dieses Datum
wurde dann auch ausnahmsweise eingehalten, wobei der Grund eher in einer
deutschen Wahlunterstützung für Giscard d'Estaing gesehen wurde9.

Neben diesen Sektorpolitiken diskutierten die Regierungschefs auf Grundla-
ge eines Papiers der EG-Kommission allgemeine wirtschaftspolitische Leitli-
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nien. Erneut bestätigte der Europäische Rat den in den letzten Jahren heraus-
gebildeten Grundkonsens: Priorität wurde der Inflationsbekämpfung gegeben,
die durch eine „umsichtige Währungspolitik, gesunde Haushaltsführung und
Investitionsförderung" erreicht werden sollte. Die Steigerung privater Investi-
tionen und der Produktivität führen dann — nach Auffassung der Regierungs-
chefs — auch zur Verbesserung der Beschäftigungslage, eine kurzfristige Stimu-
lierung der Nachfrage galt als unwirksam. Zur Überwindung der Arbeitslosig-
keit maßen die Regierungschefs intensiven Konsultationen mit den Sozialpart-
nern „allergrößte Bedeutung" zu. In diesem Zusammenhang ging der Europäi-
sche Rat auf den schon längere Zeit geplanten „Jumbo-Rat" der Wirtschafts-,
Finanz-, Sozial- und Arbeitsminister ein: bei dieser einzigen operativen Ge-
meinschaftsmaßnahme der Erklärung forderte er eine grundlegende Vorberei-
tung. Dieser Passus signalisierte die Skepsis einiger Regierungschefs bezüglich
der Nützlichkeit des Mammuttreffens, die sich weitgehend bestätigen sollte.
Zwei weitere Themen der Wirtschaftspolitik erörterte das Gremium — die
Währungs- und Hochzinspolitik der USA, wobei die EG-Finanzminister den
bestmöglichen Einsatz der Mechanismen des Europäischen Währungssystems
(EWS) prüfen sollten — und Einkommensindexierungen in einzelnen Mitglied-
staaten, deren Anpassung nach der Meinung des Europäischen Rats anzustre-
ben sei. In diesem Punkte geriet insbesondere die belgische Regierung auf die
„Anklagebank". Sie rief ihrerseits zur Stützung des belgischen Franc durch die
Verbesserung der EWS-Mechanismen auf. Der italienische Regierungschef
Forlani legte das wirtschaftspolitische Programm seiner Regierung nach der am
Wochenende zuvor stattgefundenen Abwertung der Lira im EWS dar und for-
derte, daß die EG-Maßnahmen zur wirtschaftlichen Konvergenz stärker zur
Behebung der italienischen Probleme beitragen sollten.

Neben der wirtschaftspolitischen Meinungsbildung beglückwünschte der Eu-
ropäische Rat den König und die Regierung Spaniens zu ihrer Reaktion auf den
Umsturzversuch seitens militärischer Gruppen und begrüßte die Fortschritte
in Hinblick auf die Einführung eines europäischen Passes. Zu den Nord-
Süd-Beziehungen beauftragte er den (Außenminister-)Rat, ihm auf der näch-
sten Tagung Bericht zu erstatten.

Schließlich mußten sich die Regierungschefs noch mit einem besonderen
Problem der Gemeinschaft - dem Sitz der EG-Organe - beschäftigen. Ge-
drängt durch einen bevorstehenden Beschluß des Europäischen Parlaments,
das durch den Reisezwang besonders betroffen ist, aber unfähig, die Interessen
der drei betroffenen Mitglieder in Übereinstimmung zu bringen, beschlossen
die Staats- und Regierungschefs, „den Status quo bezüglich der vorläufigen Ar-
beitsorte der Europäischen Organe zu bestätigen". Diese Entscheidung stieß
wie die mangelnden Vereinbarungen bei Sozial- und Fischereifragen auf heftige
Kritik, die zum Vorwurf eines „Gipfels des nationalen Egoismus und der Feig-
heit, schwierige Probleme zu lösen", führte10. Demgegenüber hob der Ratsprä-
sident die „konstruktive Rolle" des Europäischen Rats hervor11.
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Luxemburg 29./30. Juni

Auch bei der zweiten Tagung des Europäischen Rats war die wirtschftliche und
soziale Lage zentrales Thema der Beratungen. Der neue französische Staats-
präsident Mitterrand setzte dabei andere Akzente als sein Vorgänger und die
meisten seiner Kollegen. Er stellte die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ins
Zentrum seiner Wirtschafts- und Europapolitik, wozu er die Förderung euro-
päischer Spitzenindustrien, Verkürzung der Arbeitszeit und das noch vage blei-
bende Konzept eines „Raumes des sozialen Fortschritts" (espace sociale) vor-
schlug. Wichen seine Vorstellungen auch von wirtschaftspolitischen Grundpo-
sitionen des britischen, deutschen und des neuen italienischen Regierungschefs
ab, die weiterhin der Inflationsbekämpfung höchste Priorität einräumten, so
bestand doch eine gewisse Erleichterung, daß Mitterrand seine Politik aktiv in
einen Gemeinschaftsrahmen stellte, eine pragmatische Politik vorschlug und
wesentliche Ecksteine der Gemeinschaftskonstruktion, die in Luxemburg ins-
besondere in der Stellungnahme des Europäischen Rats zum freien EG-Bin-
nenmarkt erwähnt wurden, akzeptierte. Die Zusammenfassung des Vorsitzes12

läßt die Unterschiede vorsichtig durchscheinen. Im Vergleich zur Maastrichter
Sitzung erwähnte sie das koordinierte Vorgehen gegen Inflation und Arbeitslo-
sigkeit in einem Zusammenhang. Die Hauptverantwortung für diese Maßnah-
me wurde den nationalen Regierungen zugesprochen, die dabei „die unter-
schiedlichen Wirtschaftslagen" (Heraushebung im Original) und die für sie gel-
tenden Zwänge beachten sollten. Auf der Gemeinschaftsebene sollte eine
Koordinierung stattfinden, um insbesondere Investitionen in zukunftsträchtige
Industriezweige zu lenken, wozu die Finanzierungsinstrumente der EG und der
Europäischen Investitionsbank optimal zu nutzen seien. Zur Verringerung der
Arbeitszeit stellte die Zusammenfassung im wesentlichen unterschiedliche Auf-
fassungen über deren Nützlichkeit fest. Die Vorschläge zum „Raum des sozia-
len Fortschritts" wurden „mit Interesse" zur Kenntnis genommen. Eine beson-
dere Erwähnung fanden die Sorgen der Kommission über den Zustand des Bin-
nenmarktes. Der Europäische Rat war sich einig, „daß konzertierte Anstren-
gungen zur Stärkung und zum Ausbau des freien Binnenmarktes für Güter und
Dienstleistungen unternommen werden müssen, der das eigentliche Funda-
ment der Europäischen Gemeinschaft und die Plattform für ihre gemeinsame
Handelspolitik darstellt".

Die Sektorprobleme des Maastrichter Gipfels fanden in der Erklärung des
Vorsitzes kaum Erwähnung. Begrüßt wurde das Ergebnis des letzten Rates
über Stahlfragen.

Zu dem zwischenzeitlich vorgelegten Bericht der Kommission zum Mandat
vom 30. Mai fand auf Drängen der französischen Seite, die sich mehr Einarbei-
tungszeit erbat, keine vertiefte inhaltliche Diskussion statt. Einige Regierungs-
chefs gaben allgemeine Stellungnahmen zum Bericht ab. Bundeskanzler
Schmidt, der von dem Bericht der Kommission enttäuscht war, unterstrich er-
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neut die deutschen Vorstellungen über die Plafondierung der Nettozahlungen.
Hinsichtlich des Verfahrens beschlossen die Regierungschefs zur Unterstüt-
zung des Rats (für allgemeine Fragen) „eine Gruppe von hohen Beamten im
Botschafterrang einzusetzen". Kommissionspräsident Thorn hatte für ein Gre-
mium von persönlichen Vertrauten der Regierungschefs plädiert. In dem weite-
ren Verlauf der Beratungen übernahmen aber weitgehend die Ständigen Ver-
treter in Brüssel diese Aufgabe. Die Kommission bat man, zu gegebener Zeit
„geeignete formale Vorschläge zu machen", wobei deutliche Kritik am allge-
meinen Charakter der Kommissionsüberlegungen mitschwang. Schließlich
nahm sich der Europäische Rat selbst vor, die Durchführung des Mandats als
ein zentrales Thema seiner nächsten Tagung vorzusehen.

Die Atmosphäre der Tagung wurde jedoch nicht nur durch das Ausklam-
mern der schwierigen gemeinschaftsinternen Probleme, sondern auch durch die
gemeinsamen Außenwirtschaftsprobleme begünstigt. Die Regierungschefs be-
rieten eine abgestimmte Haltung für den Wirtschaftsgipfel der sieben größten
westlichen Industriestaaten in Ottawa und für den Nord-Süd-Gipfel in Cancun.
Die Hochzinspolitik der Vereinigten Staaten sowie die Industrie- und Einfuhr-
politik Japans bildeten dabei zentrale Punkte. Zum Nord-Süd-Dialog bestätigte
der Europäische Rat einen entsprechenden Bericht des Rats (für allgemeine
Fragen).

Von weitgehendem Konsens waren auch die außenpolitischen Debatten ge-
prägt13. Der Europäische Rat nahm einige von den Außenministern und dem
politischen Komitee vorbereitete Erklärungen zum Libanon sowie zu Kambod-
scha und Namibia an, wobei die bekannten Positionen wiederholt wurden. Die
ebenfalls verabschiedete Erklärung zum Nahen Osten mußte nach den vielfälti-
gen Bemühungen seit der Erklärung von Venedig vom Juni 1980 als Einge-
ständnis der Konzeptlosigkeit, relativen Einflußlosigkeit und/oder der internen
Uneinigkeit verstanden werden. Wenn der Europäische Rat nach den „Missio-
nen" Thorns (1980) und van der Klaauws (1981) erneut die Minister beauftragt,
„stärker die praktischen Möglichkeiten herauszuarbeiten, über die Europa ver-
fügt, um einen wirksamen Beitrag zu einer globalen Friedensregelung im Na-
hen Osten zu leisten", dann müssen Zweifel aufkommen, ob die Zehn in der
Lage oder willens sind, jene „besondere Rolle zu spielen", von der in der Er-
klärung von Venedig die Rede ist14.

In einer besonderen, formellen Erklärung schlug der Europäische Rat eine
Zwei-Phasen-Friedenskonferenz zur Lösung des Afghanistanproblems vor, die
aber kurz nach der Sitzung des Europäischen Rats von der Sowjetunion abge-
lehnt wurde15. In der ersten Phase sollten nach dem Plan der Zehn die ständi-
gen Mitglieder des Sicherheitsrats, Pakistan, Indien und Iran sowie die Gene-
ralsekretäre der Vereinten Nationen und der Islamischen Konferenz die äuße-
ren Bedingungen einer Friedensregelung erörtern; zur Beschlußfassung über
die interne Durchführung sollten dann in der zweiten Phase auch „Vertreter
des afghanischen Volkes" hinzugezogen werden.
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In den vertraulichen Gesprächen am „Kamin" stellten die Regierungschefs
eine weitgehende Übereinstimmung in Fragen der euro-strategischen Rüstung
fest, wobei insbesondere die Position Mitterrands mit großem Interesse zur
Kenntnis genommen wurde.

Eine offene Verfahrensfrage konnte schließlich infolge einer veränderten
Haltung seitens des französischen Staatspräsidenten geklärt werden. Mitter-
rand stimmte zu, daß der Präsident des Europäischen Rats selbst - und nicht
wie bisher der Außenminister der Ratsmacht — dem Europäischen Parlament
über die jeweilige Tagung berichtet. Giscard d'Estaing hatte ein solches Ver-
fahren strikt abgelehnt.

In einer knappen Erklärung äußerten sich die Staats- und Regierungschefs
zum Sitz der EG-Organe; sie verwiesen auf den entsprechenden Artikel der
Gemeinschaftsverträge, die die Regelung dieses Problems den Regierungen
der Mitgliedstaaten und nicht einzelnen Organen überläßt, womit auf Beschlüs-
se des Europäischen Parlaments eingegangen wurde.

Die Tagung des Europäischen Rats fand weitgehend positive Resonanz. Der
Präsident der EG-Kommission Thorn beschwor den „Geist von Luxemburg",
der den „Durchbruch für eine Erneuerung unserer Gemeinschaft erzielt hat"16,
eine Stellungnahme, die angesichts der wirtschaftspolitischen Unterschiede und
der ungelösten Gemeinschaftsprobleme zumindest als verfrüht betrachtet wer-
den mußte. Aus Thorns Worten spricht aber die Erleichterung, daß der Euro-
päische Rat — nach dem Wechsel in Frankreich — den EG-Organen klare Auf-
gaben zugewiesen und die zumindest atmosphärischen Bedingungen für ein
konstruktives Arbeiten der EG geschaffen hatte. Aus diesem Verfahrensaspekt
ist die relative Bedeutung der Luxemburger Sitzung abzuleiten.

London 26.121. November

Die letzte Tagung des Europäischen Rats im Jahre 1981 sollte nach dem Ver-
ständnis der Regierungschefs Entscheidungen zu Problemen bringen, die die
Gemeinschaft seit Jahren belastet und auch bereits mehrere Sitzungen des Eu-
ropäischen Rats intensiv beschäftigt hatten. Ausgangspunkt dieser Verhand-
lungen war der Bericht der Kommission zum Mandat des Ministerrats vom 30.
Mai 1980, in dem die Kommission aufgefordert worden war, Überlegungen zu
strukturellen Änderungen vorzulegen, die „unannehmbare Situationen" für
Mitgliedstaaten verhüten sollten; dabei sollte die gemeinsame finanzielle Ver-
antwortung für diese aus eigenen Mitteln der Gemeinschaft finanzierten Politi-
ken oder die Gundprinzipien der Agrarpolitik nicht in Frage gestellt werden17.
Nach Vorlage des Berichtes im Juni 1981 hatten die Beratungen des Sonderaus-
schusses und verschiedener Ministerräte nach den Sommerferien begonnen.
Bis Anfang November waren in den Beratungen keine Durchbrüche erkenn-
bar, vielmehr dokumentierten sich erneut die bekannten Meinungsunterschie-
de, so daß der Europäische Rat alle wesentlichen Detailprobleme der Kommis-
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sionsvorlage bzw. der zwischenzeitlich von den Organen bearbeiteten Vorlage
selbst beraten mußte.

Die Kommission hatte ihren Bericht in drei Kapitel gegliedert — die
Belebung und Entwicklung neuer Gemeinschaftspolitiken, die Anpassung der
Gemeinsamen Agrarpolitik und Korrekturmaßnahmen zur Lösung der Haus-
haltsprobleme. Hinsichtlich des ersten Kapitels erzielte der Europäische Rat
relativ schnell Resultate18: Vereinbart wurde - nach Rücknahme deutscher
Einwände — die Erhöhung der Anleihefazilitäten der Gemeinschaft zur Finan-
zierung von Strukturmaßnahmen und die reale Erhöhung des Regional- und
Sozialfonds. Bei der Beschäftigungspolitik betonte der Europäische Rat den
Wert von Konsultationen mit den Sozialpartnern. Der Wirtschafts- und Finanz-
ministerrat wurde gebeten, 1982 die Ergebnisse des Europäischen Währungs-
sysstems zu überprüfen und eine bessere Annäherung der nationalen Wäh-
rungspolitiken zu fördern. Im Bereich Binnenmarkt- und Industriepolitik hob
der Europäische Rat die Wettbewerbs- sowie die Forschungs- und Innovations-
politik hervor.

Als schwierig erwiesen sich die Verhandlungen über Kapitel zwei und
drei der Mandatsvorlage. Im Agrarteil blieben offen: die Probleme des
Milchsektors, der die meisten Kosten verursacht und in dem insbesondere
die kleineren Produzenten geschützt werden sollten, die Zuwachsrate für die
Agrarausgaben, die nach den Vorstellungen einiger Regierungen im Ver-
gleich zu den Gesamtausgaben der Gemeinschaft nur unterproportional stei-
gen sollten, und die Behandlung der Mittelmeerlandwirtschaft, für die die
südlichen Mitgliedstaaten eine angemessene Berücksichtigung ihrer Produkte
(Olivenöl, Wein, Früchte und Gemüse) forderten. Bei den Haushaltsproble-
men waren die Dauer, die Höhe und die Degressivität der britischen Ab-
schläge umstritten, wobei sich französische und britische Positionen gegen-
überstanden.

In der Abschnitt für Abschnitt vorgenommenen Prüfung wurden viele Annä-
herungen festgestellt, die am Abend des ersten Tages den Abschluß eines um-
fassenden Verhandlungspaketes in den Bereich des Möglichen rückten. Bei
den Formulierungen, die von den Experten unter starker Einflußnahme seitens
einiger Agrarminister während der Nacht vorgenommen wurden, traten jedoch
erneut stärkere Unterschiede zutage. Die Regierungschefs beschlossen darauf-
hin am zweiten Tag, sobald wie möglich eine Tagung der Außenminister einzu-
berufen, die diese strittigen Punkte lösen sollten. Die Außenminister scheiter-
ten jedoch vor Ende des Jahres ebenfalls. Trotz vielfältiger Vorschläge und
Vermittlungsbemühungen konnten sich die Regierungen auch in den ersten
Monaten des Jahres 1982 nicht auf einen Kompromiß einigen.

Das Scheitern des Europäischen Rats in diesem Kernbereich der Gemein-
schaftspolitik hatte gravierende Auswirkungen: andere oder neue Bereiche der
Gemeinschaft, die in vieler Hinsicht bedeutsamer sind als die Agrar- und Haus-
haltspolitik, wurden blockiert. Die Gemeinschaft dokumentierte erneut ihre

50 Jahrbuch der Europäischen Integration 1981



Der Europäische Rat

Unfähigkeit zur Reform bestehender Politiken, während sie sich als flexibel er-
wies, neue Maßnahmen ins Auge zu fassen. Bedingt durch die politische Ver-
knüpfung aller Elemente des Mandats konnten aber auch diese Vereinbarun-
gen zunächst nicht umgesetzt werden.

Im Rückblick ist angesichts der konstruktiven Atmosphäre, in der von vielen
Akteuren der Wille zur engen Zusammenarbeit und zur Überwindung techni-
scher und sektorieller Details festgestellt wurde19, zu fragen, warum der Euro-
päische Rat nicht zu einem Abschluß der langjährigen Verhandlungen gekom-
men ist. Eine Erklärung könnte in der mangelnden Kommunikation zwischen
den Regierungschefs einerseits und der während der Nacht tagenden Experten-
gruppen andererseits liegen, deren Mitglieder nicht an Beratungen der Regie-
rungschefs teilnahmen. Möglich ist auch, daß die Experten Bedenken einge-
bracht oder nachgeschoben haben, die die jeweiligen Regierungschefs nicht ge-
sehen haben oder bewußt ausklammerten. Schließich mögen die Unterschiede
in der Sache einfach zu groß gewesen sein. Aus den Stellungnahmen vieler Re-
gierungschefs gewinnt man den Eindruck, daß sie die Lösung im wesentlichen
wegen des Zeitdrucks nicht erreichten — dann freilich hätten sie lieber eine
Verlängerung der Sitzung in Kauf nehmen sollen, als die Gemeinschaftspolitik
weitgehend gelähmt zu belassen.

Sind die Verhandlungen um das Mandat zu großen Teilen als Spätfolge der
ersten (Nord-)Erweiterung zu sehen, so signalisierte die Position des neuen
griechischen Premierministers Papandreou zusätzliche Belastungen als Konse-
quenz der Süderweiterung. Papandreou forderte einen Sonderstatus für sein
Land bei einigen Kernbereichen der Gemeinschaftspolitik (Binnenmarkt und
Agrarprodukte). Sein Ansinnen fand, ohne daß eine vertiefte Diskussion statt-
fand, eine durchweg negative Resonanz, die msbesondere auf das Gemein-
schaftsprinzip von gleichen Rechten und Pflichten aller Mitglieder hinwies20.

Die Regierungschefs führten auch auf dieser Tagung ihre übliche Diskussion
über die wirtschaftliche und soziale Lage in der Gemeinschaft, wobei sie der
Kontrolle der öffentlichen Defizite und einer strikten Geld- und Kreditpolitik
eine ausschlaggebende Rolle zur Bekämpfung der Inflation und der Arbeitslo-
sigkeit zusprachen.

Eine Erklärung glaubte der Europäische Rat zu den stockenden Beitrittsver-
handlungen mit Portugal und Spanien abgeben zu müssen. Die Regierungs-
chefs hoben die Notwendigkeit hervor, „die anstehende Erweiterung der Ge-
meinschaft durch Einleitung der notwendigen Reformen so sorgfältig vorzube-
reiten, daß sich die potentiellen Vorteile für beide Seiten verwirklichen lassen".
In dieser Formel kommen die Bedenken insbesondere Frankreichs gegen die
Mitgliedschaft Spaniens zum Ausdruck. Die schleppende Verhandlungsfüh-
rung seitens der Gemeinschaft hatte bereits in den betroffenen Ländern politi-
sche Unmutsäußerungen ausgelöst.

Wie jedes Jahr nahm der Europäische Rat auch 1981 die Berichte der Kom-
mission und der Außenminister über die Fortschritte auf dem Weg zur Euro-
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päischen Union zur Kenntnis — ein Relikt des Tindemans-Berichtes zur Euro-
päischen Union. Die Regierungschefs billigten auch den Londoner Bericht der
zehn Außenminister vom 13. Oktober, in dem die Verfahren der EPZ weiter-
entwickelt worden waren21. Der Europäische Rat unterstrich damit auch seine
Rolle als EPZ-Gremium.

Unter dem Stichwort „Europäische Union" behandelte der Europäische Rat
ebenfalls die von den beiden Außenminister Genscher und Colombo vorberei-
tete deutsch-italienische Initiative zur Fortentwicklung der Europäischen Ge-
meinschaft zur Europäischen Union22. Ohne vertiefte Aussprache überwies er
den Bericht zur Prüfung an die Außenminister mit dem Auftrag, auf einer
künftigen Tagung des Europäischen Rats einen Bericht zu erstatten.

Die außenpolitische Diskussion konzentrierte sich auf verschiedene Proble-
me des Ost-West-Verhältnisses. Bundeskanzler Schmidt berichtete über sein
Treffen mit Präsident Breschnew am 22. und 25. November in Bonn und fand
bei seinen Kollegen „volles Einvernehmen über die Bedeutung dieser Zusam-
menkunft". Die Vorschläge Präsident Reagans vom 18. November, durch bei-
derseitige Verringerung des nuklearen und konventionellen Potentials in Euro-
pa auf das Ziel einer umfassenden Abrüstung hinzuarbeiten, „begrüßte" der
Europäische Rat. Die Frage der eurostrategischen Waffen wurde erneut inten-
siv am „Kamin" diskutiert, wobei sich eine weitgehende Übereinstimmung ab-
zeichnete. Zur KSZE-Nachfolgekonferenz in Madrid äußerte der Europäische
Rat den Wunsch, daß „bis Ende des Jahres ein positives Ergebnis in Form eines
substantiellen und ausgewogenen Dokuments erzielt wird". Zu Polen (vor der
Verhängung des Kriegsrechts) und zu Afghanistan wiederholten die Regie-
rungschefs ihre bisherigen Forderungen.

Die Tagung fand geteilte Aufnahme vor dem Europäischen Parlament.
Positive Resonanz fand das neue Verfahren, nach dem Margaret Thatcher als
erster Regierungschef persönlich die Bilanz des Europäischen Rats vor dem
Europäischen Parlament darlegte. Kritisiert wurden von unterschiedlichen
Fraktionen die Defizite an sozialpolitischen Fortschritten und die Funktionsun-
fähigkeit der Entscheidungsverfahren durch die Anwendung der Einstimmig-
keitsregel23.

Zur Rolle des Europäischen Rats

Der Europäische Rat hat auch 1981 für die Gemeinschaft und für die EPZ eine
nachwirkende Rolle gespielt. Im Hinblick auf die Gemeinschaft haben die Re-
gierungschefs sowohl ihre konkreten Beschwerden über Sektorpolitiken artiku-
liert als auch die zentralen Detailpunkte der Gemeinschaftsreform ohne we-
sentliche Erfolge behandelt. Sie übernahmen damit Funktionen als Berufungs-
instanz gegenüber den Ministerräten und letztlich als ein de facto-Ministerrat.
Beides wurde erneut nachdrücklich von vielen Teilnehmern selbst, von Euro-
päischen Parlamentariern und von außenstehenden Beobachtern kritisiert24.
Nach dieser Auffassung verschwenden die Regierungschefs ihre wertvolle Zeit
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in Detaildiskussionen, statt Grundsatzentscheidungen zu treffen, und lähmen
damit die Arbeiten der vertraglich vorgesehenen Organe, insbesondere des Mi-
nisterrats. Hat der Europäische Rat nach sieben Jahren seiner Existenz immer
noch nicht seine adäquate Rolle gefunden?

Die grundsätzliche Kritik an der direkten Gemeinschaftsrolle des Europäi-
schen Rats ist als nicht systemgerecht abzulehnen. Ausgangspunkte dieser Ein-
wendungen gegenüber der Kritik sind die wesentlichen Eigenschaften der EG-
Entscheidungsfindung, Überlegungen zur „Rationalität" der EG-Verfahren
und die Bedeutung der Gemeinschaftspolitik für die Regierungen der Mitglied-
staaten. Im Hinblick auf die Rationalität der Gemeinschaftspolitik war und ist
die Arbeit „des Rats" insbesondere durch seine Aufsplitterung in verschiedene
Fachräte negativ belastet. Problemzusammenhänge werden unsachgemäß ge-
trennt, und entsprechende Entscheidungen sind häufig widersprüchlich — so et-
wa zwischen Agrarrat einerseits und Budgetrat andererseits. Vom Europäi-
schen Rat könnte man — unter günstigen Voraussetzungen — eine klare Priori-
tätensetzung erwarten, zumindest lassen sich auf dieser Ebene Folgeprobleme
nicht mehr einfach auf einen anderen Rat schieben.

Eng mit dieser Möglichkeit der Gesamtsicht verbunden ist der zweite Ein-
wand gegen die Kritik. Diese Argumentationslinie bezieht sich auf die politi-
sche Notwendigkeit, wichtige Entscheidungen für die EG in einem breiten Ver-
handlungspaket zu fällen, das den Regierungen ein „ausgewogenes" Geben
und Nehmen ermöglicht. Für diese sektorübergreifende Aufgabe verfügt nach
der verfassungsmäßigen Situation und nach der politischen Lage zumindest in
einigen Mitgliedstaaten der Staatspräsident oder Regierungschef über die beste
Ausgangsposition. Geht man schließlich davon aus, daß einzelne Politikberei-
che — wie z.B. Stahl- und Agrarpolitik — für die Mitgliedstaaten und damit für
die politische Leistung einzelner Staatspräsidenten und Regierungschefs von
eminenter Bedeutung sind, so ist es als selbstverständlich vorauszusetzen, daß
sich die Regierungschefs diesen Fragen widmen werden.

Bei entsprechender Interessenlage ist aber nicht anzunehmen, daß jeder Re-
gierungschef seinen Ministern einen weiten Spielraum in der Gemeinschaftspo-
litik einräumt. Diese Feststellung gilt zumindest für die drei größten Mitglied-
staaten. Bei Ausklammerung der Regierungschefs aus den Gemeinschaftsbera-
tungen ist somit die Gefahr einer blockierenden Einwirkung von außen zu er-
warten, die in noch höherem Maße lähmend wirken kann als eine mit Mängeln
behaftete Einbeziehung der höchsten Spitzen in die politische Verantwortung
der Gemeinschaft selbst. Auch auf die Verabschiedung genereller Leitlinien
läßt sich diese Mitwirkung der Regierungschefs nicht begrenzen, kristallisieren
sich doch die wirklich zentralen Probleme erst in der konkreten Detailverhand-
lung heraus, wie auch die Beratungen um das Mandat erneut gezeigt haben. So
ist diese Gemeinschaftsrolle des Europäischen Rats nicht Ergebnis eines un-
sachgemäßen Verfahrens, sondern das Produkt struktureller Gegebenheiten,
die es nicht zu negieren, sondern in konstruktiver Weise auszugestalten gilt.
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Die Beratungen des Europäischen Rats zu Gemeinschaftsfragc/i waren auch
1981 de facto, nicht de jure, in Gemeinschaftsverfahren eingebettet. Vorschlä-
ge der Kommission sowie Vorbereitungen seitens des Ausschusses der Ständi-
gen Vertreter und verschiedene Ministerräte sorgten für eine Einbindung der
Diskussionen des Europäischen Rats in die Arbeit der Gemeinschaftsorgane.
Als problematisch erwies sich erneut die mangelnde Umsetzung des politischen
Willens der Regierungschefs. Insbesondere auf dem Londoner Gipfel war fest-
zustellen, daß die Beamten allem Anschein nach nicht das zu Papier brachten,
was dem Verständnis der Regierungschefs entsprach. Die Praxis des Europäi-
schen Rats, bis auf einige Beamte des Ratssekretariats und der Präsidentschaft
keine weiteren Berater zuzulassen, zeigte damit seine Schwäche. Verstärkt
wurde die Einordnung des Europäischen Rats in die Gemeinschaftsverfahren
durch die Vereinbarung, den Präsidenten des Europäischen Rats vor dem Eu-
ropäischen Parlament berichten zu lassen.

Wie üblich waren die Beratungen der Regierungschefs auch 1981 in das enge
und feste Netz informeller bilateraler Konsultationen zwischen den Regie-
rungschefs der vier großen Mitgliedstaaten eingebettet, das auch dem Präsiden-
ten der EG-Kommission und den Regierungschefs kleinerer Mitgliedstaaten of-
fenstand. Zu beobachten waren auch besondere Vorbereitungstreffen der Be-
neluxländer.

Die Tätigkeit des Europäischen Rats im Rahmen der EPZ waren auch 1981
unproblematisch. Das Forum der Regierungschefs diente als Möglichkeit zum
vertraulichen Meinungsaustausch — 1981 insbesondere über die Nuklearstrate-
gie in Europa — und als höchstes EPZ-Gremium, das außenpolitischen Erklä-
rungen (Polen, Afghanistan etc.) eine besondere Bedeutung verlieh. Erneut
hat der Europäische Rat als wichtiges Abstimmungsgremium für die „Koali-
tion" der Gemeinschaftsstaaten im internationalen System gedient, wie die
Vorbereitungen der Gipfeltreffen von Ottawa und Cancun und die Abstim-
mung westeuropäischer Positionen bei der Nukleardebatte verdeutlichen.

Aus dem Blickwinkel dieser erfolgreichen Teilbilanz ist auch der deutsch-ita-
lienische Vorschlag zu verstehen, den Europäischen Rat als „politisches Len-
kungsorgan der Europäischen Gemeinschaft und der Europäischen Politischen
Zusammenarbeit" in einer feierlichen Akte hervorzuheben25. Neben der er-
neuten Festschreibung von Funktionen, die der Europäische Rat bereits wahr-
nimmt (Beratung über alle Fragen aus den Bereichen der Europäischen Ge-
meinschaft und der Europäischen Politischen Zusammenarbeit), soll der Euro-
päische Rat nach diesen Überlegungen auch die Bildung weiterer Ministerräte
zur „Abstimmung der Politik der Mitgliedstaaten in Bereichen, die nicht in den
Verträgen von Paris und Rom erfaßt werden," beschließen. Diese Formel, die
noch interpretationsbedürftig ist, könnte dem Europäischen Rat jene Rolle er-
öffnen, die auch Kritikern des Europäischen Rats aus föderalistischer Perspek-
tive bedeutsam erscheint26 — nämlich die Aufgabengebiete der EG-Aktivitäten
auszudehnen. Noch umfassender als Impulsgeber und Wegbereiter des Eini-
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gungsprozesses wird die Rolle des Europäischen Rats in einem Entschließungs-
antrag der CDU/CSU-Fraktion im deutschen Bundestag27 gesehen. — Lassen
beide Vorschläge die genaue Rolle des Europäischen Rats in dem institutionel-
len Gemeinschaftsgefüge offen, so wird in Vorschlägen des Europäischen Par-
laments zum Europäischen Rat und in einem Verfassungsentwurf der EVP-
Fraktion28 stärker die direkte Einbindung des Europäischen Rats als eine Art
Ministerrat gefordert — mit den Rechten und Pflichten, die diesem Organ nach
den Verträgen zukommen. Diese de jure Gemeinschaftsrolle lehnten die Re-
gierungschefs bisher grundsätzlich ab.

Kaum beeinflußt wurde die Arbeitsweise des Europäischen Rats 1981 durch
den Wechsel in der französischen Präsidentschaft. Mitterrand erklärte nach sei-
ner Wahl, daß er — bei Beibehaltung der deutsch-französischen Freundschaft
— keine feste Achse in der Gemeinschaft bilden wollte. Niedergeschlagen hat
sich dies bei der Zurückhaltung der französischen Seite gegenüber der deutsch-
italienischen Initiative zur Europäischen Union und bei der deutschen Skepsis
gegenüber dem französischen Memorandum über den „Raum des sozialen
Fortschritts". Deutlich wurde aber zumindestens bei der Sitzung des Europäi-
schen Rats in London, daß sich die Grundmuster der Interessen bei Gemein-
schaftsfragen nicht wesentlich geändert hatten und keine neuen „Koalitionen"
innerhalb des Europäischen Rats entstanden waren.

Anmerkungen
1 Kommunique der Konferenz der Regierungs-

chefs der neun Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft in Paris am 9./10. Dezem-
ber 1979, abgedruckt in: Wolfgang Wessels,
Der Europäische Rat, Stabilisierung statt Inte-
gration, Geschichte, Entwicklung und Zukunft
der EG-Gipfelkonferenzen, Europäische Stu-
dien des Instituts für Europäische Politik, Bd.
13, Bonn 1980, S. 399.

2 Erklärung des Präsidenten der EG-Kommis-
sion, Gaston Thorn, vor dem Europäischen
Parlament am 8.7.1982, in: ABI. der EG, Ver-
handlungen des Europäischen Parlaments,
Anhang 1-273, S. 135.

3 Dokument Nr. 6 in diesem Band.
4 Dokument Nr. 5 in diesem Band.
5 Vergleiche zu diesem Selbstverständnis den

Beschluß des Europäischen Rats von London
1977, der Funktionsweise und Organisation
des Europäischen Rats regeln sollte, abge-
druckt in: Wessels, Der Europäische Rat,
a.a.O., S. 429.

6 Vgl. Wolf gang Wessels, Der Europäische
Rat, in: Werner Weidenfeld u. Wolf gang

Wessels (Hrsg.), Jahrbuch der Europäischen
Integration 1980, Bonn 1981, S. 42f.

7 Vgl. Dokument Nr. 2 in diesem Band.
8 Vgl. Rede des Bundeskanzlers der Bundesre-

publik Deutschland, Helmut Schmidt, in der
Aktuellen Stunde des Deutschen Bundesta-
ges am 2. April 1981 zum Ergebnis der Ta-
gung des Europäischen Rats in Maastricht,
auszugsweise abgedruckt in: Europa-Archiv,
36. Jg. 1981, H.9, D. 236ff.

9 Vgl. Henri Menudier, Die Europapolitik
Frankreichs, in diesem Band.

10 So der Abgeordnete Rudi Arndt in der Sit-
zung des Europäischen Parlaments am 8.
April 1981, in: ABI. der EG, Verhandlungen
des Europäischen Parlaments, Anhang
1-270, S. 130.

11 ABI. der EG, Verhandlungen des Europäi-
schen Parlaments vom 8. April 1981, Anhang
1-270, S. 113ff.

12 Dokument Nr. 3 in diesem Band.
13 Vgl. zu den Erklärungen des Europäischen

Rats ebenda.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1981 55



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

14 Vgl. zu diesem Komplex, Wolfgang Wessels,
Die Europäische Politische Zusammenarbeit
1981, in diesem Band.

15 Vgl. Wessels, Die EPZ, ebenda.
16 Erklärung des Präsidenten der Kommission

der Europäischen Gemeinschaften, Gaston
Thorn, vor dem Europäischen Parlament am
8. Juli 1981 über die Tagung des Europäi-
schen Rats, in: ABI. der EG, Verhandlungen
des Europäischen Parlaments vom 8. Juli
1981, Anhang 1-273, S. 135.

17 Vgl. Pressemitteilung des Rates der Außen-
minister in Brüssel am 29./30. Mai 1980, Do-
kument 13, in: Weidenfeld/Wessels (Hrsg.),
Jahrbuch der Europäischen Integration 1980,
a.a.O., S. 394.

18 Vgl. zu den veröffentlichten Ergebnissen Do-
kument Nr. 7 in diesem Band.

19 Vgl. Regierungserklärung von Bundeskanz-
ler Schmidt vor dem Deutschen Bundestag
am 2.12.1981 und EG-Kommissionspräsident
Gaston Thorn vor dem Europäischen Parla-
ment am 16.12.1981.

20 So der belgische Premierminister Eyskens, zi-
tiert nach Agence Europe, Nr. 3250, vom 28.
November 1981, S. 4.

21 Vgl. dazu Wessels, Die EPZ 1981, in diesem
Band.

22 Zum Text der Initiative vgl. Dokument Nr. 6
in diesem Band; zum Hintergrund vgl. Wes-
sels, Die EPZ 1981, in diesem Band.

23 Vgl. ABI. der EG, Verhandlungen des Euro-
päischen Parlaments am 10.12.1981, Anhang
1-278, S. 132-133.

24 Vgl. z.B. die Stellungnahme Egon Klepschs
für die Fraktion der Europäischen Volkspar-
tei am 8. April 1981, in: ABI. der EG, Ver-
handlungen des Europäischen Parlaments,
Anhang 1-270, S. 123.

25 Dokument Nr. 6 in diesem Band.
26 Vgl. Vorschläge Alterio Spinellis für den

Verfassungsausschuß des Europäischen Par-
laments vom 10. Februar 1982, Sitzungsdoku-
mente des Europäischen Parlaments, PE 76
959, S. 9.

27 Bundestagsdrucksache 9/951 vom 28.10.1981.
28 Bericht Antoniozzi, Dokument Nr. 28 in die-

sem Band und Vertragsentwurf der EVP-
Fraktion über die erste Etappe zur Verwirkli-
chung der Europäischen Union vom 19. Janu-
ar 1982, Dokument 1-940/81/rev.

Weiterführende Literatur
Bieber, Roland, Kooperation und Konflikt. Ele-

mente einer Theorie des internen Organisa-
tionsgefüges der EG, in: Das Europa der zwei-
ten Generation, Baden-Baden: Nomos 1981,
Bd. 1, S. 327-347.

Constantinesco, Leontin-Jean, Die Institutionen
der Gemeinschaft an der Schwelle der 80er
Jahre. Auf der Suche nach einem neuen
Gleichgewicht, in: Europarecht, 16. Jg. 1981,
H.3., S. 209-239.

Dondelinger, Jean, Les Origines du Conseil Eur-
opeen: historique et motivations, Association
des Instituts d'Etudes Europeennes, Colloqüe
sur „Le Conseil Europeen", Louvain-la-Neu-
ve, 6 et 7 octobre 1977.

Gablentz, Otto von der, Europäische Gipfelkon-
ferenzen und Europäischer Rat, in: Hans von
der Groeben, Hans von der Boeckh u. Jochen
Thiesing (Hrsg.), Handbuch für Europäische
Wirtschaft, 143. Lieferung, Baden-Baden: No-
mos 1976.

Ipsen, Hans-Peter, Marginalien zum Europäi-
schen Rat, in: Europäische Gemeinschaftsver-

fassung nach drei Jahrzehnten. Walter Hall-
stein zum 80. Geburtstag, Baden-Baden: No-
mos 1982, S. 309-324.

Kovar, Robert, Nature et principes d'organisa-
tion du Conseil Europeen. Association des In-
stituts d'Etudes Europeennes, Colloqüe sur
„Le Conseil Europeen", Louvain-la-Neuve, 6
et 7 octobre 1977.

Morgan, Anette, From Summit to Council: Evo-
lution in the EEC, PEP European Series No.
27, London: Royal Institute of International
Affairs 1976.

Tindemans, Leo, Le Conseil Europeen, Associa-
tions des Instituts d'Etudes Europeennes, Col-
loqüe sur „Le Conseil Europeen", Louvain-la-
Neuve, 6 et 7 octobre 1977.

Vandamme, Jaques, Die Anpassung der Ge-
meinschaftsorgane. Zum Bericht der drei
„Weisen", in: Projekt Europa, Straßburg 1980,
H.10., S. 18-24.

Wessels, Wolfgang, Der Europäische Rat, Stabi-
lisierung statt Integration. Geschichte, Ent-
wicklung und Zukunft der EG-Gipfelkonferen-
zen, Bonn: Europa Union Verlag 1980.

56 Jahrbuch der Europäischen Integration 1981


